
Äktenzeichen: 5 AZR 220/89 
Bundesarbeitsgericht 5. Senat

I. Arbeitsgericht 
Hanau

II. Landesarbeitsgericht 
Frankfurt am Main

Urtei1 vom 7. März 1990
- 5 AZR 220/89 -
Urteil vom 26. September 1985
- 1 Ca 394/85 -
Urteil vom 30. Juni 1988
- 9 Sa 1520/85 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Nein
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Ausbildungsvergütung für Ausbildung zur Altenpflegerin

Gesetz: BGB § 611 Ausbildungsverhältnis; BBiG § 1 Abs. 1 , 2, § 2
Abs. 1, § 5 Abs. 2 Nr. 1, §§ 10, 18; SGB X § 115 Abs. 1; BVG 
§ 27 g; Ausbildungsvergütpngs-TV Nr. 1 für Schülerinnen/ 
Schüler, die nach Maßgabe des Krankenpflegegesetzes ausge­
bildet werden, vom 28. Februar 1986

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:
Vgl. - 5 AZR 217/89 -

- 5 AZR 218/89 -
- 5 AZR 219/89 -
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5 AZR 220/89 
9 Sa 1520/85

Verkündet am 
7. März 1990
Clobes,

Frankfurt am Main

Im Namen des Volkes!

UrteilAmtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle In Sachen
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hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 7. Marz 1990 durch den Vorsitzen™ 
den Richter Prof. Dr. Thomas, die Richter Dr. Gehring und 
Dr. Olderog sowie die ehrenamt1ieben Richter Dr. Florack und( 
Schleinkofer für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des beklagten Landkreises wird 
das Urteil des Landesarbeitsgerichts Frankfurt 
am Main vorn 30. Juni 1 983 - 9 Sa M120/85 - 
aufgehoben.

2. Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen.

V o n R e c h t s w e g e n ? 

T a t b e s t a  n d ;

Die Parteien streiten darüber, ob der Klägerin eine angemes­
sene AusbildungsVergütung zusteht. Außerdem fordert sie Ersatz 
für die Beschaffung von Lehrbüchern.

Der beklagte Landkreis ist Träger der Lehranstalt für Alten­
pflege in R . Diese ist räumlich in das vom Beklagten un­
terhaltene Altenzentrum R eingegliedert.
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Die am 13. Juli 1965 geborene Klägerin hat am 1. Oktober 
1984 einen Vertrag Uber eine zweijährige Ausbildung zur staatlich 
anerkannten Altenpflegerin mit dem beklagten Landkreis abge­
schlossen. Im Ausbildungsvertrag ist u.a. vereinbart, daß sie 
keine Ausbildungsvergütung erhält und für die ersten 12 Monate 
sowie fUr die letzten sechs Monate der Ausbildung eine monatliche 
Gebühr von 284,96 DM entrichten muß. Sie hat während der Ausbil­
dung Leistungen nach, dem Arbeitsförderungsgesetz und ab Oktober 
1984 bis September 1986 Erziehungsbeihilfe nach dem Hundesversor­
gungsgesetz (BVG) erhalten. Darin sind Lehrgangsgebühren enthal­
ten. Dafür hat der Leistungsträger mit Schreiben vom 13» April 
1987 Kostenersatz in Höhe von 26.840,76 DM gemäß 5 27 g BVG ange­
meldet.

Die Ausbildung der Klägerin erfolgte im einzelnen nach einem 
Zeitplan, der jeweils abwechselnd sog. Seminare und sog. Praktika 
vorsieht. Danach unterteilt sich die Ausbildung in insgesamt 
35 Seminarwochen einschließlich eines Prüfungsseminars von fünf 
Wochen sowie in 35 Wochen jeweils kürzere Praktika und 25 Wochen 
Berufspraktikum. Während der praktischen Ausbildung und während 
der Fachpraktika gelten die Dienstpläne der jeweiligen Einrich­
tung. Diese Ausbildung wurde überwiegend im Altenzentrum R

selbst durchgeführt. Die Schülerinnen wurden dazu von der 
Pflegedienstleiterin des Altenzentrums im normalen Pflegedienst 
eingeteilt. Während dieser Tätigkeit wurden sie von einer ausge­
bildeten Fachkraft angeleitet und betreut. Die Klägerin hat die 
Ausbildung am 25.•September 1986 mit einer staatlichen Prüfung
beendet.
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Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, die Ausbildung 
sei nach ihrer praktischen Durchführung nicht als Schulausbildung 
anzusehen, sondern als Berufsausbildung im Sinne des Berufsbil­
dungsgesetzes. Es überwiege deutlich der betriebliche Ausbil­
dungsgang, wobei auch die 25 Wochen des sog. Berufspraktikums in 
die Gesamtwürdigung einzubeziehen seien. Daher habe sie Anspruch 
auf eine nach dem Berufs hi Lö-mgc set . unabdingbare Ausbildungs­
vergütung in angemessener Höhe. Diese sei mindestens ebenso zu 
bemessen wie die tari fliehe AusbiIdungsvergütung für eine Schü­
lerin in der Krankenp fl ui if'o. Außerdem müsse der beklagte 
Landkreis ihr die Kosten für Fachbücher ersetzen.

Die Klägerin hat - ■ > '0 , *■ . in;' r i echtlich noch von Inter­
esse - beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, folgende Beträge
zu zahlen:
1. 7.601,83 DM brutto als AusbiIdungsvergütung 

für die Zeit vom 1.10.1984 bis 31.7.-1985
nebst 4 % Zinsen jeweils seit Fälligkeit,

2. monatlich 767,32 DM brutto als Ausbildungs­
vergütung für die Zeit vom 1.8.1985 bis
25.9.1986,

3. 822,21 DM nebst 1 % Zinsen ab Rechtshängigkeit 
f ü r Ausbi1d ung s mitt s1.

Der Beklagte L-.m 1 ln ' . r•• b.->ar:*"agt und die Auffassung
vertreten, das Born l 'c- ' i 1 > uwgoge se t z finde keine Anwendung, weil 
die theoretische Ausbildung deutlich überwiege. Es fehle außerdem 
- anders als bei einer Krankenschwester - an einer breit angeleg­
ten Grundbildung, denn die Schülerinnen würden nur in der Alten-
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pflege, äusgebildet. Die Anwendung des BerufsbiIdungsgesetzes 
s che i-d-je Lauch deswegen aus, weil die Lehranstalt für Altenpflege
als Schule anzusehen sei und den Schulgesetzen der Länder unter­
stehe. Gegen eine überwiegend betriebspraktische Ausgestaltung 
spreche ferner das Fehlen einer tariflichen Regelung für diesen 
Bereich sowie das Fehlen einer Ausbildungsordnung im Sinne des
BerufsbiIdun er 3 |,7 0 Q O 'h 0 3 9

Selbst wenn man von einem Berufsausbildungsverhältnis ausge­
he, könne die angemessene Vergütung nicht in Anlehnung an die ta­
rifliche Regelung für die Schülerinnen in der Krankenpflegehilfe 
ermittelt werden, sondern dann müsse auf die niedrigeren Sätze 
des Ausbildungstarif Vertrages für den öffentlichen Dienst zurück­
gegriffen werden. Aber selbst darauf habe die Klägerin keinen An­
spruch, 'weil sie gleichzeitig Erziehungsbeihilfe aufgrund des 
Bundesversorgungsgesetzes bezogen habe und die Klageforderung in 
dieser Höhe auf den Leistungsträger übergegangen sei.

Das Arbeitsgericht hat der Klägerin eine Ausbildungsvergü­
tung in gleicher Höhe wie für Schüler in der Krankenpflegehilfe 
zuerkannt. Außerdem hat es ihr Kostenersatz für Fachbücher in 
Höhe von 167,20 DM zugesprochen und die Klage im übrigen abgewie­
sen. Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung des beklagten 
Landkreises mit der Maßgabe zurückgewiesen, daß Zinsen nur auf 
die der Klägerin zustehenden Nettobeträge zu zahlen sind. Der 
beklagte Landkreis will mit der Revision die Abweisung der Klage 
in vollem Umfang erreichen.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Rev i w ’ or i s ' -> •" .1 it, soweit der beklagte Landkreis
geltend macht,.  ̂' c Aus- ! u ' ei 'g de Klägerin sei in Höhe
der für denselben 7e i tr •. js 1 •• • c n  . "rr; < hnngsbeihiIfe nach
§ 27 g BundesVersorgungsgesetz (BVG) auf den Leistungsträger 
übergegangen, .Al 1 erd i um < s t unt la: , wel c!.v Leistungen die Klä­
gerin im ein e l r n i • : ' : ’ n>, t • i ■ , .<. , für den sie
gleichzeit i; vist , i ow . s ,•» > g ' ,t ’ > '•< ■ < , .Eine Stellungnahme der
Klägerin zu der fberfi e 1 tungsanze i ge von 13 < April 1987 fehlt. D i e “
Voijnstau'. ii.’ ■ • ' ,, „ e 11 um'tn getroffen.
Es ist ehe * 'ml- 1. ’ , ‘ , 1 , * >< h ' ■o r Rechtsgrundlage
die der K \ ö r o r m  ,n ! ' ■ , '• , ,. --.iber 198*1 zuerkannten
Leistungen bcmg : r ■ • ■ 'uj-u \ > c l t abschließend zu
beurteilen, in w& -."hm: l ; i an • d ; v >•' wn'i-'-'-'Li’unr auf andere Lei- 
stungrt’Bi sm- u ■  ̂ w m langen anrechenbar
sind, Tum wo i - . , <■„ i a \z z u r weite­
ren Sachauf-'t'" mg  nur ' fm , Iw, u

And ■ 'er ■ ■ . i ' , ’ ■ •••!,,' ur f eine angemessene
Aust i 1 d r . : ' '

I. Der Loa • < . -■ 1 i" t-o. 1 BBiG, der
auf das “:usl>. .im ; '•••<> . .. . m  'rwwndung findet. Die
enLg> r*  * - h ' , . - wrin keine Ausbil-
dungsve-'g.ituc • r-..n i l . - • 1 di user Anspruch im
Perufsamjbi , d.u ■„ • , . w (§ 18 BBiG),

7
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1. Das Berufungsgericht ist zutreffend davon ausgegangen, daß 
auf das Ausbildungsverhältnis der Parteien die Vorschriften des 
Berufsbildungsgesetzes anzuwenden sind. Dieses Gesetz erfaßt nach
§ 1 Abs. 1 BRiG die Peru ('saust i 1 cd ng, die berufliche Fortbildung 
und die berufliche Umschulung. Die Klägerin hat eine Berufsaus­
bildung erhalten und keine berufliche Fortbildung, denn der Aus­
bildungsgang vermittelt eine breit angelegte berufliche Grundbil­
dung und verschafft ihr die für die Ausübung einer qualifizierten 
beruflichen Tätigkeit no tuend i gen fachlichen Fertigkeiten und 
Kenntnisse. Das Landes-;• be1’ loht hat das zu Recht aus der
Dauer der zwe i jö hr t r .-'r ' i h >. und aus dem Lehrstoff entnom­
men. Dieser ist umfassend rrrvl-egt und schließt eine geistig-kul­
turelle Bildung, ei-sc . • - i '•> 1 i"of: Ische Ausbildung, eine
pflegerische Ausbil -'un: .wrdr und rechtskundliehen Unter­
richt ein und wird durch eine herufspraktische Ausbildung er­
gänzt, in der u : e iu V ’ t i ■' •"•.rreren Kenntnisse in der Ar­
beit an und mit alten Menschen anzuwenden sind und vertieft wer­
den. Die Klägerin wir ' L-n '/or de; Vorinstanz getroffenen
Feststellungen in der r.rmh l s 1 Ausbildung zu allen Tätigkeiten 
herangezogen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem zu erler­
nenden Beruf stehen.

Die Revision wi 1 ■ -:u • ’‘-m geltend machen, es fehle an
einer breiten Grunf a  > t u  , • ( 1 1 Lt? Klägerin nur in der Al­
tenpflege unterrichtet werde. Die Klägerin erhalte keine so breit
angelegte Ausbilder • e <r m . r ' -* ' -‘3< hues ter.

O
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Das Berufur. ::verzcl t ist dcmme - ~n"Ler zu Recht darauf hinge­
wiesen, daß jede Ausbildung zwangsläufig auf ein bestimmtes Tä­
tigkeitsgebiet beschränkt ist und eine BerufsausbiIdung nicht das 
Ziel habe, Kenntnisse für mehrere Be-rufe zu vermitteln. Das Beru­
fungsgericht hat weiter zutreffend hervorgehoben, daß die pflege­
rischen Grundkenntnisse ohne weiteres als Grundlage für andere 
pflegerische Berufe eingesetzt werdkönne::, und insoweit sei 
das Merkmal der r> z < ‘ an Gi 'mi.ii jr • ■ er ‘ r .

Zu Recht ist das Landesarbeitugerieht davon ausgegangen, daß 
die Aus’1 i ln n1 1 nr: i b > • : f ■ n o 1 > v>< 1 • <“  i r * fordern is-
sen einer Berufsausbi1dung genugt. Die staa11ich anerkannten A1- 
tenpfleri r t tun n u < ie' ; u • - :* • ■' 'Id ’ r dt m sie einge­
setzt 'werden können, et\.:; 3,, s i '• ; ’’ 111 Le I rn, A.1 tr- nk ran­
kenhaus bzw. Pflegeheim), tei 1 sta13.onären (Tagespflegeheim) oder 
arnt'i’Li.ite*! -> ■ LMmn, ' ' f r - ' ; i .er n 'i, ) und haben
auf der Grundlage ihrer / »'*. i i-hu •' i,• ■ ̂ e s • ■' tödliche Aufstiegsmög­
lichkeiten, etwa als Stations“ und Heimleiter. Die Ausbildung 
zielt insgesamt auf eine umfassende sozia1pflegeri sehe Berufstä­
tigkeit ab und bildet damit ein • ‘ : n i i p e s Berufsbild.

2. Der Ann Uv'un ’ 1 - i .■ ■ 1 Ln, • « i>;ol auch nicht
% if7 PfiC, O'-• c i unpen
ür-e • c f . ,, ’ ; ’ . . . - 1 's nt. ruf en unbe­
rührt bleiben seilen. Das bedeutet nur, daß bundesgesetzliche 
Vorsa.r i f Len • ,;e’ u L v ! ' ■ •, v.-.'-n. >•' ■ . o? "n j«n, wenn sie zu
diesem t.r Li de.r ■-■nruoli sl Jm f <• j . t. auch für die Be-
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rufsbiIdung in den Heil- und Heilhilfsberufen das Berufsbildungs­
gesetz (BAGE 28, 269 = AP Nr. 3 zu § 611 BGB Ausbildungsverhält­
nis , m.w.N.).

3.a) Nach Auffassung der Revision steht § 2 Abs. 1 BBiG der An­
wendung des Berufsbildungsgesetzes entgegen, weil es nicht für

v

die Berufsausbildung in berufsbildenden Schulen gilt, die den 
Schulgesetzen der Länder unterstehen. Die Revision macht in die­
sem Zusammenhang insbesondere geltend, daß die Klägerin kein Ver­
tragsverhältnis mit dem Altenzentrum R begründet habe,
sondern ein solches habe nur zwischen der Klägerin und der Lehr­
anstalt bestanden. Der Schwerpunkt habe in der schulischen und 
nicht in der betrieblichen Ausbildung gelegen. In diesem Zusam­
menhang sei auf die Verordnung über die Ausbildungsförderung für 
den Besuch von Ausbildungsstätten für Dorfhelfer, Alten-, Fami­
lien-, Haus- und Heilerziehungspfleger (Soziale PflegerV) vom 
30. August 1974 (BGBl I S. 215?) hinzuweisen. Danach sei eine 
Ausbildungsstätte für Altenpfleger mit dem Besuch einer Schule im 
Sinne von § 2 Abs, 1 BAföG gleichgestellt worden. Damit habe der 
Gesetzgeber seine Rechtsauffassung zum Ausdruck gebracht, daß 
Ausbildungen im Altenpflegebereich gerade nicht dem Berufsbil­
dungsgesetz unterliegen.

b) Diese Ausführungen der Revision gehen von einem falschen An­
satzpunkt aus, denn die Klägerin hat kein Vertragsverhältnis zur 
"Lehranstalt" gehabt, sondern es hat zwischen ihr und dem beklag­
ten Landkreis bestanden. Die "Lehranstalt" hat keine eigene 
Rechtspersönlichkeit und scheidet deswegen als Vertragspartner 
aus. Ausbilder ist der beklagte Landkreis.

10
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Der Hinweis auf die BAföG-Regelung geht ebenfalls fehl, weil 
die Ausbildungsbestimmungen für Altenpflegerinnen sowohl eine 
schulische wie auch eine arbeitsrechtlich betriebliche Ausbildung 
zulassen. Die von dem beklagten Landkreis herangezogene Verord­
nung über die Ausbildungsförderung u.a. für Altenpfleger vom 
30. August 1974 (BGBl I S. 2157) enthält keine Bestimmungen zur 
Regelung der Ausbildung selbst. Wird die Ausbildung in betriebli­
cher Form durchgeführt, hat das den Wegfall der Ausbi1dungsförde- 
rung nach BAföG zur Folge, diese ist andererseits aber nicht für 
eine schulisch durchgeführte Berufsausbildung in der Altenpflege 
ausgeschlossen.

Den Parteien des AusbiIdungsverhältnisses im Bereich der Al­
tenpflege steht es frei, wie sie dieses gestalten wollen. Dafür 
kommt es maßgeblich darauf an, welche Ausbildungsart überwiegt. 
Steht die praktische Ausni 'unp mit . <•< :... 'ecu', iicr- betriebli­
cher Ausgestaltung im Vordergrund, so ist das AusbiIdungsVerhält­
nis als arbeitsrechtlich-betriebliches anzusehen, so daß die Vor­
schriften des Berufsbildungsgesetzes anzuwenden sind (SAGE 33,
213, 217 = AP Nr. 9 zu § 611 BGB AusbiIdungsverhältn!s).

Den Einwand der Revision, der Gesetzgeber habe durch die 
Verordnung vom 30 • August 1974 'he A ■ : er. r rre ■ 'a ush 1 i düng dem 
Schulwesen zugeordnet, ist nicht zutreffend»

Diese Verordnung trifft keine abschließende Regelung, nach
der die Ausbildung zum Altenpfleger schulrechtlich zu gestalten 
wäre. Zwar will sie diejenigen fördern, die eine durch die zu­

ll
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ständige Landesbehörde staatlich anerkannte Einrichtung, besuchen, 
wenn es sich um eine schulische Ausbildung handelt- Das- ist zwar 
nicht der Verordnung selbst zu entnehmen, ergibt sich aber dar­
aus, daß ihre Rechtsgrundlage (§ 2 Abs. 3 BAföG) sich mit der 
Förderung von Schülern befaßt. Darüber hinaus kann die Verordnung 
jedoch nicht bestimmen, daß die Ausbildung zum Altenpfleger zwin­
gend schulisch zu gestalten wäre. Die Schulausbildung untersteht 
vielmehr der Kulturhoheit der Länder, Die Verordnung kann nur die 
schulisch gestaltete Ausbildung zu Altenpflegern nach Landesrecht 
fördern. So hatte Bayern die AltenpflegeausbiIdung zunächst in 
der AusbiIdungs- und Prüfungsordnung der Fachschulen für Alten­
pflege vom 13- Juli 1972 (GVB1 BY S. 328) geregelt, die Vor­
schriften jedoch durch § 98 der Allgemeinen Schulordnung (ASchO) 
vom 2. Oktober 1973 (GVB1 BY S. 535, 557) aufgehoben und die Al­
tenpflegeausbildung in die Schulgesetze einbezogen. In Rhein­
land-Pfalz unterliegt sie ebenfalls dem Schulrecht (Landesverord­
nung über die Bildungsgänge für Sozialwesen der Fachschule, Fach­
schul VO - Sozialwesen, vom 14. März 1978, GVB1 RP S. 196). In 
Hessen fehlt jedoch eine Anbindung an die Schulgesetze.

4. Das Berufungsgericht ist zu Recht von einem arbeitsrecht­
lich-betrieblich ausgestalteten AusbiIdungsverhältnis ausgegan­
gen und hat in diesem Zusammenhang auf die zwischen den Parteien 
vereinbarte Ausbildungsordnung hingewiesen, wonach einerseits 
1.400 Schulstunden Unterricht erteilt werden, aber andererseits 
dem ca. 1.200 Stunden praktische Ausbildung und mehrmonatige 
Fachpraktika gegenüberstehen. Daraus hat die Vorinstanz zu Recht

1 ..o
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gefolgert, daß 25 Wochen des sog. Fach- oder Berufspraktikums fe­
ster Bestandteil der Ausbildung seien und nicht mit einem Prak­
tikum verglichen werden könne, welches einer Ausbildung vorangehe 
oder nach Abschluß einer Ausbildung zu leisten sei. Danach stün­
den 35 Wochen theoretischem Unterricht einschließlich des sog. 
Prüfungsseminars ca. 60 Wochen praktische Ausbildung gegenüber. 
Diese tatsächlichen Feststellungen not die f t ■' i “• i on nicht ange­
griffen, sondern sich auf den unzutreffenden Einwand beschränkt, 
es komme auf diesen rechnerischen Vergleich nicht an. Nach den 
mit Verfahrensrügen nicht angegriffenen Feststellungen des Beru­
fungsgerichts überwog irn Ausbildungsverhältnis der Klägerin ein­
deutig die praktische Ausbildung gegenüber dem theoretischen Un­
terricht mit der Folge, daß die Ausbildung von dem beklagten 
Landkreis arbeitsreohtlich-betrieblich ausgestaltet war. Die Re­
vision vermag auch nicht die Ausführungein des Landesarbeitsge­
richts zu entkräften, wonach die Klägerin im Rahmen ihrer Ausbil­
dung in den Betrieb der Ausbildungsstätte eingegliedert war. Das 
ergibt sich schon daraus, daß sie Schichtarbeit geleistet hat und 
unter Berücksichtigung ihres Ausbildungsstandes alle anfallenden ' 
Aufgaben in der Al tenpflege wahrgenommen hat.

II. Dementsprechend hat die Klägerin gemäß § io Abs. 1 BBiO ei­
nen Anspruch auf eine angemessene Aush11dungsvergütung. Diesen 
Konnten ule far Le x en gerne b> 1 ! o n B in nicht recht sw i rk sam aus —

*1 O

schließen.
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T. Die Vorinstanz hat die Ausbildungsvergütung zutreffend nach 
den tariflichen Regelungen bemessen, die für die Krankenpflege­
hilfe maßgebend sind. Eine AusbiIdungsVergütung ist nach der 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts dann als angemessen an­
zusehen, wenn sie sich nach einer entsprechenden tariflichen Ver­
gütung ausrichtet (BAGE 33, 213, 219 = AP Mr. 4 zu § 611 BGB Aus­
bildungsverhältnis; Senatsurteil vom. 5. Dezember 1984 - 5 AZR 
263/82 -, nicht veröffentlicht).

Das Landesarbeitsgericht hat zu Recht auf einen vergleichba­
ren Ausbildungsgang und auf eine ähnliche Verbindung von prakti­
scher Ausbidung und theoretischem Unterricht in der Krankenpfle­
gehilfe hingewiesen. Diese Feststellungen sind im einzelnen von 
der Revision nicht angegriffen worden. Zwar dauert die Ausbildung 
in der Krankenpflegehilfe nur ein Jahr, während die Ausbildung 
der Klägerin zwei Jahre beansprucht hat. Dieser Unterschied in 
der Dauer spricht aber eher für als gegen Heranziehung dieser ta­
riflichen Grundlagen. Es wäre anders, wenn die vergleichbare Aus­
bildung länger dauerte und deswegen eine niedrigere Ausbildungs­
vergütung in Betracht käme (vgl. Senatsurteil vom 5. Dezember 
1984 - 5 AZR 263/82 -).

In dem vergleichbaren Zeitraum richtete sich die Ausbildung 
der Krankenpflegehelferin auf der Grundlage des Krankenpflegege­
setzes vom 20. September 1965 (BGBl I S. 1443) nach der Ausbil- 
dungs- und Prüfungsordnung für Krankenpflegehelferinnen und Kran­
kenpflegehelfer vom 20. August 1966 (BGBl I S. 466). Die einjäh­
rige Ausbildung wurde in staatlich anerkannten Krankenpflegeschu-

ill
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len durchgeführt, die einem Krankenhaus angegliedert waren 
(§ 14 d und f KrankenpflegeG). Der Lehrgang umfaßte mindestens 
250 Unterrichtsstunden (Gruppenunterricht) und eine praktische 
Ausbildung. Der Unterrichtsstoff entspricht in grundsätzlichen 
Bereichen (Krankheitslehre, Arzneimittellehre, Staatsbürger- und 
Gesetzeskunde) der streitigen Ausbildung, wenn auch zeitanteilig 
verkürzt. Darüber hinaus enthalten beide Lehrpläne die für den 
jeweiligen Fachzweig typischen berufskundliehen i.'r terrichtsgebie- 
te.

Demgegenüber will der beklagte Landkreis allenfalls zur Be­
messung der AusbildungsVergütung eine Orientierung am Tarifver­
trag über die Ausbildungsvergütung für Auszubildende im Bereich 
der Vereinigung kommunaler Arbeitgeberverbände vorn 12. Dezember 
1984 zulassen. Dazu hat das Landesarbeitsgericht aber bereits 
zutreffend dargelegt, daß dieser Tarifvertrag zwar ein allgemei­
ner Auffangtatbestand für alle AusbildungsVerhältnisse im öffent­
lichen Dienst sei, das schließe aber andererseits die Heranzie­
hung eines speziellen Tarifvertrages - wie liier im Bereich der 
Krankenpflegehilfe - nicht aus.

2. Allerdings macht die Revision zu Recht geltend, daß durch 
den Ausbi Idungsvergütungstar i f vertr*ag Nr. Ivom 28 . Februar 1 98o 
für Schülerinnen/Schüler, die nach Maßgabe des Krankenpflegege­
setzes ausgebildet werden, die Ausbildungsvergütung für Schüle­
rinnen in der Krankenpflegehilfe ab 1. September 1985 von den 
Tarifvertragsparteien auf einen niedrigeren Betrag als in der 
Vorinstanz angenommen, nämlich 710,-- DM monatlich, festgesetzt

J E
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worden sei. Dadurch verringert sich in Abänderung des Urteils des 
Arbeitsgerichts die der Klägerin zustehende Ausbildungsvergütung 
wie folgt:

a) Die Klägerin kann für den Zeitraum vom 1. Oktober 1984 bis 
zum 31* Juli 1985 eine Ausbildungsvergütung in Höhe von 
7.601,83 DM brutto beanspruchen. Dieser Betrag setzt sich wie 
folgt zusammen: 3 Monate x 743,53 DM = 2.230,59 DM und 7 Monate x 
767,32 DM = 5.371,24 DM. Diese Rechnung deckt sich mit den Aus­
führungen des Arbeitsgerichts, das jedoch in Ziffer 1 a des Ur­
teils einen längeren Zeitraum vom 1. Oktober 1984 bis einschließ­
lich September 1985 zugrunde gelegt hat.

b) Die Berechnung war jedoch in diesem Rahmen auf den Zeitraum 
bis zum 31* Juli 1985 zu beschränken, weil die Klägerin nur dafür 
Zinsen gefordert hat.

c) Der Klägerin steht für August 1985 eine Ausbildungsvergütung 
von 767,32 DM zu. Für den Zeitraum vom 1. September 1985 bis zum 
30. August 1986 errechnen sich 12 x 710,—  DM AusbildungsVergü­
tung = insgesamt 8.520,—  DM. Für den letzten Monat (September 
1986) erhält die Klägerin, wie die Vorinstanzen zutreffend er­
kannt haben, nur die ze itanteilige Vergütung bis zur Abschlußprü­
fung am 25. September 1986, denn das AusbildungsVerhältnis hat 
nach § 2 des AusbildungsVertrages an diesem Tag geendet. Dafür 
stehen der Klägerin 591,67 DM zu (710,—  DM : 30 x 25). Somit er­
geben sich abweichend von Ziffer 1 b des Urteils des Arbeitsge­
richts für den Zeitraum vom August 1985 bis zum September 1986 
insgesamt 9.878,99 DM.

A C
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Ill. Es ist allerdings noch aufklärungsbedürftig, ob und in wel­
chem Umfang die Klägerin diese Ausbi1dungsVergütung beanspruchen 
kann, weil sie nach dem Schreiben des beklagten Landkreises vom 
13* April 1937 für denselben Ze i träum eine Erziehungsbeihilfe 
aufgrund des Bundesversorgungsgesetzes erhalten haben soll. Inso­
weit hat der beklagte Landkreis geltend gemacht, die Klageforde­
rung sei auf den Leistungsträger gemäß 3 27 g BVG übergegangen. 
Danach kann der Träger der Kriegsopferfürsorge in den Fällen, in 
denen Beschädigte oder Hinterbliebene für die Zeit, für die Lei­
stungen der Kriegsopferfürsorge gewährt werden, einen Anspruch 
gegen einen anderen haben, der kein Leistungsträger im Sinne von  

§ 12 SGB I ist, durch schriftliche Anzeige an den anderen bewir­
ken, daß dieser Anspruch bis zur Höhe seiner Aufwendungen auf ihn 
übergeht. Die schriftliche Anzeige bewirkt den Übergang der An­
sprüche für die Zeit, für die den Beschädigten oder Hinterblie­
benen Leistungen der Kriegsopferfürsorge ohne ■lnterbrecnuns ge­
währt werden. Der’ Übergang ist nicht dadurch ausgeschlossen, daß 
die Ansprüche nicht übertragen, verpfändet oder gepfändet werden 
können. § 115 des SGB X geht der Regelung des § 27 g Abs. 1 
Satz 1 BVG vor (9 27 g Abs. 1 Satz t BVG). Die letztgenannte Aus­
nahme steht der Anwendung des § 27 g Abs. 1 Satz 1 BVG nicht ent­
gegen .

Die Zahlungsansprüche der Klägerin sind nicht gemäß § 115 
SGB X auf den Träger der Sozialleistung übergegarigen. Nur soweit
der Arbeitgeber den Anspruch des Arbeitnehmers auf Arbeitsentgelt 
nicht erfüllt und deshalb ein Leistungsträeer Sozialleistungen 
erbracht hat, .geht der Anspruch des Arbeitnehmers gegen den Ar-
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beitgeber auf den Leistungsträger über (§ 115 Abs. 1 SGB X). Da­
bei muß der Leistungsträger jedoch geleistet haben, weil der Ar­
beitgeber seinen Verpflichtungen nicht nachgekommen ist 
(Schroeder-Printzen, Sozialgesetzbuch - SGB X, § 115 Anm. 2; 
Hauck/Haines, Sozialgesetzbuch - SGB X/3, Stand 1. Oktober 1986,
§ 115 Rz 10). Davon ist das Berufungsgericht ebenfalls zutreffend 
ausgegangen und hat einen solchen Zusammenhang verneint. Der Lei­
stungsträger hat Sozialleistungen erbracht, weil er die Voraus­
setzungen dafür - möglicherweise irrtümlich - als gegeben ansah 
und nicht weil der Arbeitgeber seine Zahlungspflicht nicht er­
füllt hat.

Damit verbleibt es bei der Anwendung des § 27 g BVG. Inso­
weit ist noch zu klären, welche Leistungen die Klägerin erhalten 
hat und ob die Ansprüche der Klägerin auf die Ausbildungsvergü­
tung auf den Le istungsträger übergegangen sind.

Dr. Thomas Dr. Gehring Dr. Olderog
Die Amtszeit des ehrenamt­
lichen Richters Schleinkofer 
ist beendet.

Dr. Thomas Dr. Florack
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